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Drucksache V/3078 


Kleine Anfrage 

der Fraktion der FDP 


betr. Kriegsopferversorgung und Finanzplanung 


Die zahlenmäßigen Ansätze der Finanzplanung haben sich be- 
reits im ersten Jahr insbesondere im sozialpolitischen Sektor als 
unrealistisch erwiesen. Daraus ergeben sich zwangsweise auch 
für die Zukunft nicht unbeträchtliche Änderungen der ursprüng- 
lichen Vorlage. 

Unabhängig von diesen Fehleinschätzungen und den daraus 
herrührenden Änderungen ist zu fragen, ob die Maßstäbe, die 
bei den Kriegsfolgelasten angelegt worden sind, unter der 
Berücksichtigung sozialer Gesichtspunkte bei der Fortschreibung 
der Finanzplanung weiterhin vertretbar sind. 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Hält die Bundesregierung eine Finanzplanung mit den Prin- 
zipien der sozialen Gerechtigkeit für vereinbar, die über den 
Zeitraum von mehreren Jahren hinweg bestimmten Bevölke- 
rungsgruppen jährliche Zuwachsraten des Einkommens ga- 
rantieren soll, während andere Gruppen, z. B. die Kriegs- 
opfer, die ausschließlich auf die Leistungen des Bundesver- 
sorgungsgesetzes angewiesen sind, während des gleichen 
Zeitraumes nicht nur keine nominalen Einkommensverbes- 
serungen erhalten sollen, sondern außerdem noch reale Ein- 
kommensminderungen hinnehmen müssen, wenn man den 
Kaufkraftschwund, den auch die Bundesregierung in ihrer 
Finanzplanung unterstellt, der Entwicklung zugrunde legt? 

2. Beabsichtigt die Bundesregierung im Rahmen der notwen- 
digen Fortschreibung der Finanzplanung auch eine Ein- 
kommenssteigerung für Kriegsopfer durch Leistungsverbes- 
serungen im Bundesversorgungsgesetz? 

3. Sind entsprechende Vorhaben im Rahmen der konzertierten 
Aktion mit den Ländern bereits abgesprochen worden oder 
entbehren Äußerungen eines Landessozialministers, der nach 
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Pressemeldungen eine „laufende Anpassung der Kriegs- 
opferrenten entsprechend den für die gesetzliche Renten- und 
Unfallversicherung geltenden Bestimmungen" gefordert hat, 
jeglicher Grundlage im Hinblick auf die Vorhaben der Bun- 
desregierung für die nächsten Jahre? 

4. Ist von seiten der Länder gegenüber der Bundesregierung 
die Forderung erhoben worden, - und wenn ja, in welcher 
konkreten Form und mit welchen Vorschlägen - die Kriegs- 
opferrenten vor 1971 anzuheben oder wie sind Pressemit- 
teilungen folgenden Inhalts zu werten, die sich auf einen 
Vortrag eines Landessozialministers vor Kriegsopfern be- 
ziehen: „Bis 1972 auf jede Verbesserung der Kriegsopferren- 
ten zu verzichten, sei auch unter Berücksichtigung der Haus- 
haltsvorausschau des Bundes nicht gerechtfertigt." 


Bonn, den 25. Juni 1968 


Mischnick und Fraktion 



